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Fehlerhafter Sozialhilfeantrag:
Mitunterzeichnerin ist schuldig
Wer sein Einkommen in einem Sozialhilfeantrag nicht vollständig deklariert, macht sich strafbar.

Dies gilt auch für die Ehefrau, welche den Antrag ihres Ehemannes ungelesen mit Blankounterschrift

unterzeichnet: Das Bundesgericht verurteilte ein Ehepaar zu einer Geldstrafe.

Sachverhalt
Herr B. reicht ein Unterstützungsgesuch
ein. Sein Hauswartseinkommen von 400
Franken monatlich erwähnt er nie. Gegenüber

der Steuerbehörde deklariert er den

Lohn aber korrekt. Die Ehefrau von Herrn
B. hat den Antrag bei sich zu Hause
mitunterzeichnet. Das Einkommen fällt erst

einige Jahre später im Rahmen einer Fallrevision

auf, da es in der Steuererklärung
und im individuellen Konto der

Ausgleichskasse aufgeführt ist. Der Sozialdienst

erstattet Strafanzeige.

Urteil
Juristisch stehen die Voraussetzungen für

Betrug (Art. 146 StGB) im Fokus:

insbesondere, ob Arglist und Eventualvorsatz

seitens der Täterin und des Täters vorliegen.

Das Bundesgericht bejaht die Arglist
der Täuschung durch die Falschangaben

im Sozialhilfegesuch, weil der Irrtum vom
Sozialdienst nicht mit einem Mindestmass

an Aufmerksamkeit habe vermieden werden

können. Wegen der grossen Zahl der
Sozialhilfeersuchen sei es nicht leichtfertig,

die eingereichten Unterlagen nicht auf
fehlende Einkommens- und Vermögensweite

hin zu überprüfen, zumal der Klient
bei der Anmeldung die Arbeitslosigkeit
meldete und etwa ein halbes Jahr danach

Belege für eine vollständige Arbeitsunfähigkeit

eingereicht hat. Leichtfertig und

damit eine Arglist ausschliessend sei es

dagegen, wenn ein Klient gar nicht aufgefordert

werde, die für die Abklärung der

Einkommens- und Vermögenssituation

relevanten Unterlagen einzureichen, oder

wenn eingereichte Belege nicht überprüft
würden.

Ebenfalls bejaht das Bundesgericht den

Vorsatz, also Wissen und Willen um die

Straftat, auch für die Ehefrau: Sie habe mit

der Unterschrift unter den ungelesenen

Sozialhilfeantrag in Kauf genommen,

Wer unterschreibt, haftet. Bild: Keystone

möglicherweise falschen Angaben ihres

Ehemannes zu bestätigen und die Behörden

dadurch zu täuschen.

Das Bundesgericht verurteilt die beiden

Sozialhilfebezüger zu 90 (Ehemann)

beziehungsweise 60 (Ehefrau) Tagessätzen à

20 Franken Geldstrafe wegen Betrugs. Die

Rechtsgleichheit (Art. 8 BV) und das Recht

auf Nothilfe (Art. 12 BV) seien bei solchen

Geldstrafen für mittellose Personen deswegen

nicht verletzt, weil den Betroffenen die

existenzminimalen Mittel auch bei einer

Betreibung erhalten bleiben.

Kommentar
Für viele Sozialdienste stellt sich die Frage,
in welchen Fällen eine Strafanzeige bei
Verdacht auf unrechtmässigen Leistungsbezug

sinnvoll ist. Das vorliegende Urteil
zeigt exemplarisch dreierlei:

Die bewusste Täuschung der Ehefrau
wird darin gesehen, dass sie den Sozialhilfeantrag

ihres Ehemannes zu Hause
ungelesen unterschrieben hat und damit die

Weitergabe von möglichen Fehlinformationen

in Kauf genommen habe. Das zeigt,
dass das Bundesgericht von Ehegatten
Misstrauen hinsichtlich der Rechtstreue
des jeweiligen Partners zum Massstab

macht, was doch eher befremdet. Für die
Praxis der Sozialhilfe bedeutet es, dass im

Regelfall auf eine persönliche Vorsprache
und gemeinsame Durchsicht des Gesuches

beider Ehegatten beharrt werden sollte.

Das Urteil bestätigt, class an die Annahme

der Arglist keine hohen Anforderungen
mehr gestellt werden. Im Kern geht es

darum, ob der zur Schädigung führende

Irrtum eher durch das Opfer, wegen dessen

Leichtfertigkeit, oder durch die
täuschende Person zu verantworten sei. Im
vorliegenden Fall wurde nicht von
Leichtfertigkeit des Sozialdienstes ausgegangen,
obwohl der Irrtum durch das Einfordern
aktueller Kontoauszüge vermeidbar gewesen

wäre. Bei der Ehefrau wird ihr
ungeprüftes Unterzeichnen eines ausgefüllten
Sozialhilfeantrages als schwerwiegender
und somit arglistig beurteilt.

Die Durchsetzung der Geldstrafe steht

unter dem Vorbehalt des betreibungsrechtlichen

Existenzbedarfs. Eine

(unbedingte) Freiheitsstrafe kommt nur bei

grossem Verschulden in Frage, nicht aber

für Durchschnittsfälle: Strafurteile können

eine gewisse symbolische Missbilligung
des Verhaltens zum Ausdruck bringen,
mehr nicht. Das ist mit Blick auf den
Aufwand (Strafverfahren etc.) schon bei der

Abwägung für und wider eine Strafanzeige

zu beachten. Neben einer Strafanzeige ist

zur Verhinderung von unrechtmässigem

Sozialhilfebezug weiterhin die direkte und

konsequente Anwendung des sozialverwal-

tungsrechtlichen Instrumentariums
(insbesondere Anspruchsprüfüng und regelmässige

Fallrevisionen etc.) erforderlich.
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